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Die Neuwahlen sollen Griechenland ei-

nen Neuanfang ermöglichen. Die wohl 

stärkste politische Kraft, das Linksbünd-

nis Syrzia, fordert ein Ende des Sparkurses. 

Damit provoziert Griechenland die Staats-

pleite. Als Folge davon wird ein Euro-Aus-

tritt wahrscheinlich(er). Dadurch wird sich 

für Griechenland die Lage dramatisch ver-

schlechtern. Staatspräsident Papoulias hat 

recht, wenn er von einer „Tragödie“ warnt. 

Für die übrigen Euro-Länder dürfte sich die 

Situation verbessern. Deshalb steigt deren 

Neigung, den griechischen Reisenden nicht 

aufhalten zu wollen.

Einem Ertrinkenden den bereit liegenden 

Rettungsring zu verweigern, ist zweifels-

frei unmenschlich. Will er sich aber unter 

allen Umständen selber frei schwimmen, 

beispielsweise weil er sich von Fremden 

aus Stolz oder Misstrauen nicht helfen las-

sen will, wird die moralische Bewertung 

schwieriger. Vor allem wenn sich der Ret-

ter mit seiner Hilfe selber über Gebühr in 

Gefahr begibt. So etwa stellt sich die mo-

mentane Lage der EU gegenüber Griechen-

land dar. 

Seit ziemlich genau zwei Jahren tun Euro-

pa und die stärkeren Euro-Länder alles, 

um den griechischen Bankrott zu verhin-

dern. Rettungspakete werden geschnürt, 

um Nothilfe zu leisten. Die Europäische 

Zentralbank druckt neues Geld, um alte 

Schulden mit frischen Euro-Noten refinan-

zieren zu können. Dass dadurch auch die Fi-

nanzen der Geberländer in Unordnung ge-

raten und die Inflationsgefahren für den 

Euro insgesamt steigen, ist das Eine. Dra-

matischer ist, dass die Retter bei den Ertrin-

kenden nicht auf Wohlwollen oder gar Ge-

genliebe stoßen. Im Gegenteil: Ein breites 

Unverständnis entlädt sich in Hass. In Grie-

chenland gehen europäische und deutsche 

Flaggen in Flammen auf. Sollen da Euro-

päer und Deutsche nicht schlicht ihre Hilfe 

einstellen und die Griechen sich selbst 

überlassen?

Es ist die Strategie frustrierter Griechen, 

die Helfer durch Missachtung derer Ange-

bote zu provozieren. Anstatt die Auflagen 

der Geldgeber zu beachten und zu erfül-

len, wollen die Sieger der griechischen Par-

lamentswahlen jede Kooperation einstel-

len und die getroffenen Vereinbarungen 

zur Haushaltsanierung, Ausgabensenkung 

und Steuererhöhung einseitig kündigen. 

Weg mit dem Diktat von außen. Ende des 

Sparkurses. Lieber aus eigenem Stolz als 

durch fremden Druck soll Griechenland aus 

der Euro-Zone austreten. Das klingt für die 

Bevölkerung wie ein Befreiungsschlag, der 

einen Neuanfang ermöglicht. In Wahrheit 

wäre es das Ende aller Hoffnung für Grie-

chenland. 

Weder sollen noch können sich die übrigen 

Euro-Länder, der Internationale Währungs-

fonds oder die Europäische Kommission 

(als Vertreterin der Europäischen Union) 

die griechische Verweigerungsstrategie 

bieten lassen. Ein Nachgeben wäre eine 

Kapitulation der Rechtsstaatlichkeit und 

des Verhandlungsprinzips von Geben und 

Nehmen. Es wäre eine Ohrfeige für alle, die 

sich durch gültige Gesetze und geschlos-

sene Verträge in ihrem eigenen Verhalten 
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gebunden fühlen. Vor allem aber wäre es 

eine Einladung an die übrigen überschul-

deten Euro-Länder jegliche Rücksicht auf 

andere fallen zu lassen und hemmungs-

los dem griechischen Vorbild zu folgen. Das 

kann und darf nicht sein. Und es muss auch 

nicht so geschehen. Denn es macht einen 

riesengroßen Unterschied, ob Griechen-

land selber die Tür zuschlägt und den Euro 

verlässt, oder ob die anderen Euro-Länder 

die Griechen rauswerfen. 

Würde Griechenland von den übrigen Euro-

Ländern gegen seinen eigenen Willen ge-

zwungen, aus der Euro-Zone auszutreten, 

wäre die Gefahr eines Dominoeffektes be-

trächtlich. Die Kapitalmärkte würden anti-

zipieren, dass nach einem Rauswurf Grie-

chenlands andere ebenso zum Austritt 

gedrängt würden. Das triebe schlagartig die 

Risikoprämien für andere Euro-Länder mit 

(zu) hohen Staatsschulden in die Höhe. Da-

mit stiegen deren Refinanzierungskos-ten. 

Und am Ende wäre die Staatspleite weiterer 

Euro-Länder lediglich noch eine Frage der 

Zeit. Die Folgen wären kaum bis nicht kal-

kulierbar. Die bisherige Euro-Rettungsstra-

tegie war darauf ausgelegt, dieses Szenario 

mit allen Mitteln zu verhindern.

Verlässt Griechenland den Euro-Raum je-

doch freiwillig, wird die Ansteckungsge-

fahr für andere (größere und gewichtigere) 

Euro-Staaten eher geringer als größer. Eine 

Verweigerung, sich an europäische Spiel-

regeln zu halten und ein dadurch provo-

zierter Austritt aus dem Euro, würde in 

Griechenland zu einer Implosion erst der 

Wirtschaft, dann der Gesellschaft und 

schließlich der Staatlichkeit führen. Die 

Kosten wären immens. Die Einführung ei-

ner neuen Drachme würde einen Wirrwarr 

verursachen. Niemand möchte zunächst 

dieses unbekannte, ohne Vertrauen und 

Substanz gedruckte Geld haben wollen. 

Entsprechend hoch wären Tauschkosten 

und Risikoprämien. Schlimmer aber wären 

die Folgen des Kollapses von Banken und 

damit des Geldwesens. Bankkunden wür-

den ihre Konten auflösen. So wie es bereits 

jetzt der Fall ist. Denn alleine in dieser Wo-

che wurden bereits fast eine Milliarde Kun-

deneinlagen abgehoben. Griechenland 

würde von allen äußeren Kapitalflüssen 

abgeschnitten. Niemand außerhalb Grie-

chenlands wäre bereit, ohne riesige Ab-

schläge die Drachme als Zahlungsmittel 

zu akzeptieren. Energie, importierte Roh-

stoffe, Vorleistungen aus dem Ausland – 

alles würde teurer werden. Wer könnte, 

würde Griechenland verlassen. Das gilt für 

junge Menschen. Es wäre auch für Kapital 

und Vermögen gültig. Für diejenigen, die 

bleiben, droht der Teufelskreis von Abwan-

derung, Überalterung und Hoffnungslo-

sigkeit. Wie das ausgeht, lässt sich südlich 

von Neapel und in Sizilien studieren.

Umstellungskosten und Abwertung wä-

ren ein Desaster für eine Bevölkerung, die 

eh schon wenig hat. Der Wohlstand würde 

sinken, die Arbeitslosigkeit steigen. Wer 

mit Blick auf Argentinien und seine Peso-

Krise eine Abwertungsstrategie als Vor-

bild für Griechenland propagiert, hat sich 

schlicht nicht die Mühe gemacht, die Sta-

tistiken zu analysieren. Die sozialen Folgen 

der Peso-Krise waren für Argentinien ver-

heerend. Innerhalb eines Jahres sank das 

Pro-Kopf-Einkommen um 15 Prozent. Da-

bei zeigt der Durchschnitt nur die Spitze 

des Eisbergs. Für die Masse der Menschen 

führte die Abwertung zu einem Absturz 

in die Armut. Es dauerte ein Jahrzehnt, bis 

sich für die Armen die Situation wieder 

substanziell zu verbessern begann.

So schrecklich ein Alleingang für Grie-

chenland wäre, so beherrschbar blieben 

die Wirkungen für den Euro-Raum. Natür-

lich würde es für die Gläubiger teuer. For-

derungen müssten sofort abgeschrieben 

werden. Alleine für Deutschland dürften 

die Verluste zwischen 50 und 80 Milliar-

den Euro liegen, wenn Athen seine Kredite 

nicht mehr bedienen würde. Aber die Euro-

Zone hat in den letzten beiden Jahren mit 

den verschiedenen Rettungsmaßnahmen 

wirkungsvolle Schutzmechanismen einge-

baut. Damit sind die Ansteckungsgefahren 

für einzelne Euro-Länder geringer und der 

Euro-Raum insgesamt widerstandsfähiger 

geworden. Zudem hat sich bei der Um-

schuldung Griechenlands im Frühjahr ge-

zeigt, dass Athen offenbar doch nicht so 

systemrelevant ist, dass sein Fall andere 

mitreißt. Der von den Gläubigern zu ver-

kraftende Schuldenschnitt von mehr als 

hundert Milliarden Euro hatte kaum spür-

bare Instabilitäten des europäischen Fi-

nanzsystems verursacht.

Durch den Wegfall des schwächsten Glieds 

der Kette würde der Euro stärker nicht 

schwächer. Anders als bei einem aktiven 

Rauswurf Griechenlands durch die übrigen 

Euro-Länder wird bei einem freiwilligen 

Austritt die Gefahr eines Dominoeffekts 

gering(er). Die griechische Implosion wäre 

für die übrigen überschuldeten Euro-Län-

der ein Menetekel. Die immensen Kosten 

der Reformverweigerung würden in Por-

tugal, Irland, Spanien und Italien den Be-

völkerungen klar machen, welche drama-

tischen Wirkungen mit einer Ablehnung 

der helfenden europäischen Hand verbun-

den sind. Portugiesen, Spanier und Italie-

ner könnten in den Abendnachrichten ver-

folgen, wie brutal die Realität nach einem 

Euro-Austritt für die betroffenen Bevölke-

rungen werden. Das wäre Abschreckung 

genug, um ernsthaft Strukturreformen, 

Haushaltssanierung und Sparprogramme 

anzupacken. Das würde das Vertrauen pri-

vater Anleger stärken, dass Südeuropa auf 

dem richtigen Weg ist.

Sollten sich die Griechen selbst dazu ent-

scheiden, die Spielregeln zu brechen, dann 

wäre das Ende der Euro-Mitgliedschaft die 

Konsequenz. Aus dem Neuanfang würde 

der Beginn eines nicht enden wollenden 

lange dauernden Schreckens des Allein-

gangs. Für die Eurozone wäre das Ende des 

griechischen Dramas ein Anfang zu grö-

ßerer Stabilität als heute. Der Euro würde 

gestärkt und nicht geschwächt. Deshalb 

schadet Griechenland mit seiner Aus-

trittsdrohung nicht anderen, sondern sich 

selbst. 

Dieser Beitrag erschien am 19. Mai 2012 in 

„Finanz und Wirtschaft“.


